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Öffentliche Bekanntmachungen
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Ausführungsanordnung
Im Flurbereinigungsverfahren Boscheln, Städteregion Aachen, Kreise Heins-
berg und Düren, wird hiermit die Ausführung des Flurbereinigungsplanes und 
seiner Nachträge 1 und 2 gemäß § 61 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in 
der Fassung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), angeordnet.

1.	 Am 15.09.2016 tritt der im Flurbereinigungsplan Boscheln und in 
den Nachträgen 1 und 2 vorgesehene neue Rechtszustand an die Stelle 
des bisherigen, d. h. die im Flurbereinigungsplan und in den Nachträ-
gen 1 und 2 enthaltene Neuordnung des Eigentums und der sonsti-
gen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Verhältnisse tritt in 
Kraft. 

2.	 Zum gleichen Zeitpunkt treten die Landabfindungen hinsichtlich 
der Rechte an den alten Grundstücken und hinsichtlich der diese 
Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht aufgehoben 
werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen 
öffentlichen Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen 
nach Maßgabe der Festsetzungen im Flurbereinigungsplan und in 
den Nachträgen 1 und 2 auf die in deren örtlicher Lage ausgewiesenen 
neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG).

3.	 Der Übergang des Besitzes, der Verwaltung und der Nutzung an den 
durch den Flurbereinigungsplan und die Nachträge 1 und 2 ausge-
wiesenen neuen Grundstücken wurde durch die vorläufige Besitz-
einweisung vom 06.06.2008 mit Überleitungsbestimmungen sowie 
die Ergänzungsanordnung zur vorläufigen Besitzeinweisung vom 
10.07.2015 geregelt.

4.	 Innerhalb von 3 Monaten, vom ersten Tag der öffentlichen Bekannt-
machung dieses Verwaltungsaktes an gerechnet, können mangels ei-
ner Einigung zwischen den Vertragspartnern bei der Bezirksregierung 
Köln folgende Festsetzungen gemäß § 71 FlurbG beantragt werden:

a)	 Angemessene Verzinsung einer vom Eigentümer zu leistenden 
Ausgleichszahlung durch den Nießbraucher (§ 69 Satz 2 FlurbG);

b)	 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger 
Ausgleich infolge eines Wertunterschiedes zwischen dem alten 
und neuen Pachtbesitz (§ 70 Abs. 1 FlurbG);

c)	 Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Er-
schwernis der Bewirtschaftung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 
Abs. 2 FlurbG).

Die Anträge zu a) und b) können von beiden Vertragspartnern, der Antrag zu c) 
kann nur vom Pächter gestellt werden.

Gründe
Der Erlass der Ausführungsanordnung ist gemäß § 61 FlurbG zulässig und ge-
rechtfertigt, weil die Bezirksregierung Köln als Flurbereinigungsbehörde die 
gegen den Flurbereinigungsplan erhobenen Klagen sowie die gegen den Nach-
trag 1 erhobenen Widersprüche ausgeräumt hat und gegen den Nachtrag 2 

kein Widerspruch erhoben wurde. 

Dadurch wurde der Flurbereinigungsplan und seine Nachträge 1 und 2 unan-
fechtbar mit der Folge, dass seine Ausführung anzuordnen ist.

Mit der Ausführung des Flurbereinigungsplanes und seiner Nachträge tritt 
der neue Rechtszustand ein, so dass die Voraussetzungen zur Berichtigung der 
öffentlichen Bücher - Grundbuch und Liegenschaftskataster - vorliegen. Die 
Teilnehmer können eigentumsrechtlich über ihre Abfindungsgrundstücke 
verfügen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach seiner öffent-
lichen Bekanntmachung Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich bei der

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33
50606 Köln

oder zur Niederschrift bei der

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33
Robert-Schuman-Str. 51, 52066 Aachen

unter Angabe des Aktenzeichens einzulegen. 

Sofern Sie über eine qualifizierte elektronische Signatur nach § 2 Nummer 3 
des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden 
Fassung verfügen, können Sie den Rechtsbehelf auch elektronisch einlegen. 
Näheres hierzu entnehmen Sie bitte der Internet-Seite 
www.bezreg-koeln.nrw.de unter dem Suchbegriff EGVP.

Hinweise:
•	 Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere techni-

sche Rahmenbedingungen zu beachten. Die besonderen technischen 
Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 

•	 Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden 
sollte, würde deren Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet 
werden.

Anordnung der sofortigen Vollziehung
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 
19.03.1991 (BGBl. I S.686), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 21.12.2015 
(BGBl. I S. 2490), wird die sofortige Vollziehung des vorgenannten Verwal-
tungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen den Verwal-
tungsakt keine aufschiebende Wirkung haben.

Gründe
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist sowohl aus Gründen des öf-
fentlichen Interesses als auch im Interesse der überwiegenden Mehrheit der 
Beteiligten geboten, da anderenfalls eine reibungslose Abwicklung des Flur-
bereinigungsverfahrens gefährdet und der durch die Neuordnung bewirkte 
landeskulturelle Erfolg verzögert würde. Durch einen längeren Aufschub des 

http://www.egvp.de
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Vollzugs der rechtlichen Wirkungen des Flurbereinigungsplanes und seiner 
Nachträge würden voraussichtlich erhebliche Behinderungen im Grund-
stücksverkehr auftreten. Aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung 
der Ausführungsanordnung kann die Berichtigung der öffentlichen Bücher 
unmittelbar eingeleitet werden. Diese Interessen überwiegen das Interesse ein-
zelner Beteiligter an der aufschiebenden Wirkung von Ihnen gegebenenfalls 
eingelegter Rechtsbehelfe. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung 
der aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung 
-VwGO- beantragt werden bei dem 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen
-  9a Senat (Flurbereinigungsgericht) -

Aegidiikirchplatz 5
48143 Münster

Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann auch in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV. NRW. Seite 548) 
in der jeweils geltenden Fassung eingereicht werden. Das elektronische Doku-

ment muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 
3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils gelten-
den Fassung versehen sein und an die elektronische Poststelle des Oberverwal-
tungsgerichtes übermittelt werden. Näheres hierzu entnehmen Sie bitte der 
Internet-Seite http://www.ovg.nrw.de unter dem Punkt Elektronischer Rechts-
verkehr.

Hinweise:
•	 Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische 

Rahmenbedingungen zu beachten. Die besonderen technischen Voraus-
setzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt. 

•	 Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden sollte, 
würde deren Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden.

Im Auftrag
(L.S.) gez. Fehres

Ltd. Regierungsvermessungsdirektor

Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internet-Seite der 
Bezirksregierung Köln 
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/
33_flurbereinigungsverfahren/boscheln/index.html 
veröffentlicht.

Betr.: Bebauungsplan Nr. 121 -Drinhausen-Süd-
hier:	 Erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfs

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 121 – Drinhausen-Süd – wird einschließ-
lich Begründung und Umweltbericht gem. § 4a Abs. 3 in Verbindung mit § 
3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), in der z. Zt. gültigen Fassung, erneut öffentlich 
ausgelegt. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 – Drinhausen-Süd - sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Industriegebiet (GI) im Stadtteil 
Holthausen geschaffen werden.

Die erneute öffentliche Auslegung ist erforderlich, weil Konkretisierungen zu 
der Lage der Flächen für den ökologischen Ausgleich, zum Umgang mit mögli-
chen Bodendenkmälern und zum Verkehrskonzept erfolgt sind.

Betroffene Flurstücke:
Gemarkung Übach-Palenberg, Flur 61, Flurstücke 27 tw., 28, 29, 30, 31, 32, 33, 
34, 35, 36, 37, 38, 39, 41, 42, 43, 51, 57, 73 tw.

Verfahren:
Die erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfes des Bebauungsplanes Nr. 
121 – Drinhausen-Süd – einschließlich der Begründung und dem Umweltbe-
richt erfolgt in der Zeit vom 19.09.2016 bis einschließlich 04.10.2016.

Während der Auslegung können die Planunterlagen zu den Dienstzeiten der 
Stadtverwaltung, Rathausplatz 4, 52531 Übach-Palenberg, im Flur des Fach-
bereiches Stadtentwicklung, Ebene C 2, eingesehen werden. Auf Wunsch wer-
den in Zimmer C2.03 oder C 2.02 Erläuterungen zum Planentwurf gegeben. 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich vorgebracht 
oder zur Niederschrift vorgetragen werden.

Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen. Folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen sind verfügbar:

•	 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 121 – Drinhausen-Süd -
	 Der Umweltbericht enthält neben der Kurzbeschreibung und Abgren-

zung des Untersuchungsraumes und den verschiedenen Fachplanun-
gen für das Plangebiet eine Bestandsaufnahme der Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft/Klima, Land-
schaftsbild/Stadtbild, Mensch und Kulturgüter und sonstige Sachgü-
ter bezogen auf den Untersuchungsraum. Diese Bestandsaufnahme 

mündet in einer zusammenfassenden Bewertung der Belange des Um-
weltschutzes unter Berücksichtigung bestehender Wechselwirkun-
gen. Anschließend wird eine Prognose der Auswirkungen bei Durch-
führung und Nichtdurchführung der Planung vorgenommen, wieder 
bezogen auf die o.g. Schutzgüter. Die Durchführung der Planung be-
einflusst das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt insbe-
sondere durch den Verlust von Lebensraumstrukturen, die allerdings 
durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden können. Böden 
werden durch das Vorhaben in Anspruch genommen und dauer-
haft versiegelt. Bei Durchführung der Planung kommt es zu einer 
verminderten Grundwasserneubildungsrate. Das lokale Mikroklima 
kann durch die Planung verändert werden. Das Landschaftsbild wird 
durch die Bebauung nachhaltig verändert. Das Schutzgut Mensch 
wird entsprechenden Lärmimmissionen und Verkehr ausgesetzt. Zu 
Kultur und sonstigen Sachgütern liegen derzeit keine abschließenden 
Erkenntnisse vor. Durch die im Umweltbericht entwickelten Vermei-
dungs- und Minderungsmaßnahmen sowie Ausgleichsmaßnahmen 
sind jedoch die Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter be-
herrschbar. Daher kommt die Umweltprüfung insgesamt zu dem Er-
gebnis, dass es nicht zu erheblich negativen Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter durch die Planung kommt. 

•	 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 121 – 
Drinhausen-Süd –

	 Der Landschaftspflegerische Fachbeitrag beschreibt die naturräum-
lichen Gegebenheiten im Bestand. Durch die Planungsziele werden 
Eingriffe in den Bestand erfolgen. In einer Bilanz wird der ökologische 
Wert der Flächen vor und nach dem Eingriff gegenübergestellt. Um 
die Eingriffe entsprechend auszugleichen werden grünordnerische 
Maßnahmen, externe Kompensationsmaßnahmen und Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen entwickelt.

•	 Stellungnahme zum Artenschutz
	 Im Plangebiet und dessen Wirkbereich wurden planungsrelevante 

Tierarten nachgewiesen. Eine vertiefende Prüfung der Verbotstat-
bestände (Stufe 2 der ASP) wurde erforderlich. Unter Beachtung der 
genannten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind je-
doch keine Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG zu befürchten, 
ein Verbot der geplanten Baumaßnahmen ist aus Sicht des Arten-
schutzes folglich nicht begründet. 

•	 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 121 – Drin-
hausen-Süd –

http://www.ovg.nrw.de
http://www.egvp.de
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/boscheln/index.html
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/boscheln/index.html
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	 Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans ist die verträgliche 
Einbindung des Vorhabens u.a. vor dem Hintergrund des gewerbli-
chen Schallimmissionsschutzes nachzuweisen. Dies wird durch die 
Entwicklung von Emissionskontingenten, die als Festsetzungen in 
den Bebauungsplanentwurf übernommen wurden, erreicht.

•	 Geotechnische Voruntersuchung
	 Durch die Untersuchung konnte festgestellt werden, dass eine Versi-

ckerung von Niederschlagswasser in den Untergrund im Plangebiet 
wirtschaftlich möglich ist.

•	 Verkehrsuntersuchung
	 Im Rahmen der Verkehrsuntersuchung wurden die verkehrlichen 

Auswirkungen des Bebauungsplanes auf das umliegende Straßennetz 
untersucht. Bei Umsetzung der in der Untersuchung vorgeschlagenen 
Maßnahmen ist das Vorhaben unter verkehrstechnischen Gesichts-
punkten realisierbar.

•	 Umweltbezogene Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentli-
cher Belange, die eine Stellungnahme im Rahmen der früh zeitigen 
Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB abgegeben haben:

•	 Stellungnahme des Erftverbandes zum Grundwasserflurabstand
•	 Stellungnahme des geologischen Dienstes zur Erdbebengefähr-

dung
•	 Stellungnahme des Wasserverbandes Eifel-Rur zu Gewässerver-

träglichkeit und Hochwasserschutz
•	 Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Berg-

bau und Energie zu bergbaulichen Einwirkungen
•	 Stellungnahme der Stadt Baesweiler zu Immissionen 
•	 Stellungnahme des Kreises Heinsberg zum ökologischen Aus-

gleich der Maßnahme
•	 Stellungnahme des Kreises Heinsberg zu Lärmimmissionen
•	 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer zu hochwertigen 

Böden und Ausgleichsmaßnahmen
•	 Stellungnahme des Amtes für Bodendenkmalpflege zu mögli-

chen archäologischen Bodenfunden.
•	 Umweltbezogene Stellungnahmen der Öffentlichkeit, die eine Stel-

lungnahme im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gem. § 3 Abs. 1 BauGB abgegeben haben:

•	 Stellungnahme zur Bodengüte
•	 Umweltbezogene Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentli-

cher Belange, die eine Stellungnahme im Rahmen der Behördenbetei-
ligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB abgegeben haben:

•	 Stellungnahme des Amtes für Bodendenkmalpflege zu mögli-
chen archäologischen Bodenfunden

•	 Stellungnahme der Stadt Baesweiler zu Immissionen 
•	 Umweltbezogene Stellungnahmen der Öffentlichkeit, die eine Stel-

lungnahme im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB abgegeben haben:

•	 Eingriff ins Landschaftsbild
•	 Immissionsschutz
•	 Eingriff und Ausgleich
•	 Maßnahmen des Landschaftsplanes

Diese Unterlagen können während der öffentlichen Auslegung eingesehen 
werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ferner wird darauf 
hingewiesen, dass ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47 VwGO unzuläs-
sig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom An-
tragsteller im Rahmen der Beteiligung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Dienstzeiten:
montags bis donnerstags von 08.30 Uhr  bis  12.00 Uhr, montags bis mittwochs 
von 14.00 Uhr  bis  16.00 Uhr, donnerstags von 14.00 Uhr  bis  18.00 Uhr und 
freitags von 08.30 Uhr  bis  13.00 Uhr sowie zusätzlich nach Absprache mit ei-
nem Mitarbeiter des Fachbereiches Stadtentwicklung unter der Telefonnum-
mer 02451-9796012.

Räumlicher Geltungsbereich:

Übach-Palenberg, den 07.09.2016
Stadt Übach-Palenberg

gez. Jungnitsch
Bürgermeister
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